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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Befreiung von Zöllen innerhalb der 
erweiterten Gemeinschaft für Gemeinschaftswaren in Kleinsendungen ohne 
kommerziellen Charakter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 32 Abs. 2 c der Akte über die Beitrittsbe- 
dingungen und die Anpassungen der Verträge 
sieht vor, daß vom Beitritt an für Einfuhren im Sin- 
ne der Bestimmungen über die Steuerbefreiung im 
Rahmen des Reiseverkehrs zwischen den Mitglied- 
staaten Zollfreiheit gewährt wird; diese Bestim- 
mung soll die persönlichen Beziehungen innerhalb 
der erweiterten Gemeinschaft erleichtern. 

Der Austausch von Waren in Form von Kleinsen- 
dungen stellt, ebenso wie im Zusammenhang mit 
dem Reiseverkehr, einen Beitrag zur Annäherung 
der in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen 
Privatpersonen dar. Wegen dieses gleichgelagerten 
Sachverhalts sieht die Richtlinie des Rates vom .... 
über Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von Waren 
in Kleinsendungen an Privatpersonen 2) vor, daß die 
Waren, die von einer in einem Mitgliedstaat befind- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

S. . . . 


I liehen Privatperson in Form von Kleinsendungen an 
I eine Privatperson in einem anderen Mitgliedstaat 
I versandt werden, von der Entrichtung der Umsatz- 
I steuern und/oder Sonderverbrauchsteuern befreit 
I sind. 

Im Warenaustausch zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
i neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten kann diese Bestimmung sich nur 
j dann voll auswirken, wenn sie für Waren, die die 
; Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 des EWG- 
; Vertrages erfüllen, mit einer Zollbefreiung verbun- 
I den ist. 

Weder die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge noch die Bestimmun- 
gen des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft betreffend die Zollunion 
I verleihen den Organen der Gemeinschaft die für die 
Einführung dieser Zollbefreiung erforderlichen 
Handlungsbefugnisse. Es ist deshalb Artikel 235 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
i Schaftsgemeinschaft zugrunde zu legen - 


I 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


1 A r t i k e 1 1 

1. Im Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
■ neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen 
' Mitgliedstaaten sind die Einfuhren von Waren, 
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die die Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 
des EWG-Vertrages erfüllen, in Kleinsendungen 
an Privatpersonen gerichtet sind und keinen 
kommerziellen Charakter im Sinne von Absatz 2 
haben, von der Erhebung der Zölle insoweit be- 
freit, als sie auch steuerbefreit sind. 

2. Als Einfuhren ohne kommerziellen Charakter gel- 
ten solche, die den in Titel 11 B Ziffer 2 der Ein- 


führenden Vorschriften zum Gemeinsamen Zoll- 
tarif festgelegten Voraussetzungen entsprechen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Februar 1973 - 1/4 (IV/1)- 680 70 - E ~ Ge 33/73; 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Komniissionsvorschiag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


Der Richtlinienvorschlag über Steuerbefreiungen bei 
der Einfuhr von Waren in Kleinsendungen an Pri- 
vatpersonen, den die Kommission am 12. September 
1972 an den Rat richtete (Dok. KOM (72) 1030 endg.) 
sieht unter anderem vor, daß Waren, die von Privat- 
personen, gleich wo sich ihr Wohnsitz, gewöhnlicher 
Aufenthalt oder Mittelpunkt ihrer beruflichen Tätig- 
keit befindet, an eine Privatperson in einem anderen 
Mitgliedstaat versandt werden, bei der Einfuhr von 
den Umsatzsteuern und/oder den Sonderverbrauch- 
steuern befreit werden. 

Innerhalb der ursprünglichen Gemeinschaft, in der 
alle Zölle abgeschafft sind, können auf Grund dieser 
Maßnahmen Kleinsendungen ohne kommerziellen 
Charakter unter den gleichen Bedingungen ausge- 
tauscht werden wie innerhalb der geographischen 
Grenzen eines Mitgliedstaates. 

Um die gleiche Lage innerhalb der erweiterten Ge- 
meinschaft herzustellen, muß die in dem vorgenann- 
ten Richtlinienvorschlag vorgesehene Steuerbe- 
freiung schon jetzt mit der Befreiung der Zölle ver- 
bunden werden, deren vollständige Abschaffung nor- 
malerweise auf Grund des Artikels 32 Abs. 1 der 
Beitrittsakte erst am 1. Juli 1977 erfolgen soll. 

Es erscheint höchst erwünscht, daß der Austausch 
von Kleinsendungen ohne kommerziellen Charak- 
ter zwischen der ursprünglichen Gemeinschaft und 
den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten ungehindert stattfinden kann. 
Die dadurch erzielte psychologische Wirkung, vor 
allem weil sie der Bevölkerung der neuen Mitglied- 
staaten unmittelbar die günstigen Auswirkungen 
des Beitritts zu der Gemeinschaft vor Augen führt, 
steht in keinem Verhältnis zu den sehr geringfügi- 
gen Nachteilen, die auf wirtschaftlicher Ebene aus 
der vorzeitigen Abschaffung der Zölle entstehen kön- 
nen (es handelt sich um Sendungen, die keinen kom- 
merziellen Charakter haben, und deren wirtschaft- 
liche Bedeutung in jedem Falle untergeordneter Na- 
tur ist. 

Die Beitrittsakte enthält jedoch keine Bestimmung, 
die es den Institutionen erlaubt, schon jetzt die vorge- 
sehene Zollbefreiung einzuführen. Zwar haben die 
neuen Mitgliedstaaten auf Grund des Artikels 34 die 
Möglichkeit, die Zeitfolge des schrittweisen Abbaues 
der Zölle für die Waren, die sie aus den anderen 
Mitgliedstaaten einführen, zu beschleunigen; jedoch 


ist andererseits keine Bestimmung vergleichbaren 
Inhalts für die Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung zugunsten der aus den neuen Mit- 
gliedstaaten eingeführten Waren vorgesehen. Es 
kann auch keine spezifische Bestimmung des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft zu diesem Zweck herangezogen wer- 
den. 

Immerhin ist bemerkenswert, daß in einem anderen 
Fall (nämlich der Befreiungen für Einfuhren im Ge- 
j päck von Reisenden - vgl. Artikel 32 Abs. 2 c der 
{ Beitrittsakte -) der enge Zusammenhang zwischen 
Steuerbefreiung und Zollbefreiung innerhalb der er- 
weiterten Gemeinschaft anerkannt worden ist. Da 
der Warenaustausch in Form von Kleinsendungen 
einen Beitrag zur Annäherung zwischen den in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen Privat- 
personen, -- ebenso wie der private Reiseverkehr 
selbst - darstellt, darf davon ausgegangen werden, 
daß wahrscheinlich Artikel 32 Abs. 2 in diesem 
Bereich um eine Befreiung von Zöllen ergänzt wor- 
den wäre, wenn zum Zeitpunkt der Abfassung der 
Beitrittsakte bereits eine Steuerbefreiung für Klein- 
sendungen auf Gemeinschaftsebene in Kraft gewe- 
sen wäre. . 

Diese auf der engen Vergleichbarkeit der Sachver- 
halte beruhende Überlegung läßt die Kommission zu 
der Auffassung gelangen, daß die Inanspruchnahme 
I des Artikels 235 des EWG-Vertrages für die Ein- 
führung einer Zollbefreiung zugunsten der im Rah- 
men der erweiterten Gemeinschaft in Form von 
Kleinsendungen ohne kommerziellen Charakter aus- 
getauschten Waren gerechtfertigt erscheint. 

Der vorliegende Kommissionsvorschlag stellt somit 
die logische Ergänzung ihres Richtlinienvorschlags 
über die bei der Einfuhr von Waren in Kleinsendun- 
gen an Privatpersonen gewährten Steuerbefreiun- 
gen dar. Da dieser Vorschlag auf Artikel 235 des 
EWG-Vertrages beruht, ist die Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments dazu erforderlich. Ange- 
sichts seiner Zielsetzung ist im übrigen wünschens- 
! wert, auch den Wirtschafts- und Sozialausschuß da- 
mit zu befassen. 

Die beitretenden Mitgliedstaaten, die zu den Be- 
stimmungen dieses Verordnungsvorschlags konsul- 
tiert wurden, haben keine Einwände dagegen erho- 
ben. 
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